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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Zweites Gesetz zur Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes 
 
 
A  Problem 
 
Der Mangel an Lehrkräfte für das Lehramt für sonderpädagogische Förderung ist eine der 
größten Herausforderungen für unsere Schulen in Nordrhein-Westfalen. Der Anspruch von 
Kindern und Jugendlichen auf Bildung, Erziehung und individuelle Förderung (§ 1 Schulge-
setz) kann nur erfüllt werden, wenn eine hinreichende Anzahl gut ausgebildeter Lehrkräfte zur 
Verfügung steht. Lehrkräfte sind der wesentliche Erfolgsfaktor für einen Unterricht, der indivi-
duelle Potentiale aller Schülerinnen und Schüler zukunftsfähig unterstützt und stärkt. Bildung 
ist und bleibt der Schlüssel für eine gelingende persönliche Zukunft und gesellschaftliche Teil-
habe. 
 
Um dem Bedarf an Lehrkräften mit dem Lehramt für sonderpädagogische Förderung gerecht 
zu werden, hat der Landtag im Jahr 2012 in § 20 Absatz 10 des Lehrerausbildungsgesetzes 
(LABG) die Möglichkeit geschaffen, dass Lehrerinnen und Lehrer, die bereits eine andere 
Lehramtsbefähigung erworben haben, die Befähigung für das Lehramt für sonderpädagogi-
sche Förderung durch eine berufsbegleitende Ausbildung erwerben können. Damit ergänzt 
die Maßnahme die seit 2012 vorgenommene Erhöhung der Studienanfängerplätze im Lehramt 
für sonderpädagogische Förderung. Die in § 20 Absatz 10 vorgesehen Befristung der Maß-
nahme ist 2018 verlängert worden und läuft derzeit zum 31. Dezember 2023 aus. 
 
B  Lösung 
 
Der vorliegende Gesetzentwurf sieht vor, die in § 20 Absatz 10 LABG enthaltene Befristung 
zu verlängern – allerdings nur bis zum 31. Dezember 2025. Im Jahr 2025 wird die Landesre-
gierung dem Landtag gemäß § 1 Absatz 3 LABG über Entwicklungsstand und Qualität der 
Lehrerausbildung berichten. Im Rahmen dieses evaluierenden Berichts wird auch die hier be-
troffene Ausnahmeregelung betrachtet werden. Dieser Bericht wird daher eine belastbare 
Grundlage für eine erneute Verlängerung, Modifikation und/oder andere Maßnahmen zur Aus-
bildung von Lehrkräften – nicht nur in Bezug auf das Lehramt für sonderpädagogische Förde-
rung – bilden, weswegen der nun vorliegende Gesetzentwurf eine Verlängerung der befriste-
ten Ausnahmeregelung um nur zwei Jahre vorsieht. 
 
C  Alternativen 
 
Keine. 
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D  Kosten 
 
Die Verlängerung der Maßnahme verursacht im Zeitraum 2024 bis 2027 Ausgaben in Höhe 
von rd. 2,5 Mio. EUR, ausgehend von einem Start des Verlängerungszeitraums in 2024 und 
von 18 Stellen für Fachleiterinnen und Fachleiter im Vollausbau für gleichzeitig 300 Auszubil-
dende. Im Einzelnen fallen folgende Ausgaben an: 
 
- Für die zur Ausbildung erforderlichen Fachleiterstellen für Neuanfängerinnen und -anfän-

ger ab 1. Februar 2024 in 2024 520.000 EUR, in 2025 1.137.500 EUR, in 2026 650.000 
EUR und in 2027 32.500 EUR insgesamt 2,34 Mio. EUR. 

 
- Für Reisekosten der Fachleiterinnen und Fachleiter im Jahre 2024 im Rahmen der Ausbil-

dung 6.240 EUR, in 2025 13.650 EUR, in 2026 7.800 EUR und in 2027 390 EUR insgesamt 
28.080 EUR. 

 
- Für Prüfungsvergütungen einschließlich prüfungsbedingter Reisekosten in 2025 22.000 

EUR, in 2026 44.000 EUR und in 2027 22.000 EUR; für die gesamte Laufzeit insgesamt 
88.000 EUR. 

 
Sämtliche Mehrausgaben werden aus bereiten Haushaltsmitteln und Stellen des Einzelplans 
05 (MSB) bestritten. 
 
E  Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium für Schule und Bildung. 
 
F  Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Keine. 
 
G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Keine. 
 
H  Befristung 
 
Die Regelung ist bis zum 31. Dezember 2025 befristet. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Zweites Gesetz zur Änderung des  

Lehrerausbildungsgesetzes  
 

 

  

Artikel 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Gesetz 
über die Ausbildung für Lehrämter an  

öffentlichen Schulen 
(Lehrerausbildungsgesetz – LABG) 

 
§ 20  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten,  
Übergangsregelungen 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Abweichend davon tre-
ten § 3, §§ 14 bis 16 sowie § 19 am 1. Okto-
ber 2011 in Kraft; § 5, § 6, § 7 Abs. 1 und 
Abs. 2 treten am 1. August 2011 in Kraft. Das 
Gesetz über die Ausbildung für Lehrämter an 
öffentlichen Schulen (Lehrerausbildungsge-
setz – LABG) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 
325), zuletzt geändert durch Artikel 16 des 
Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. 
S. 224), tritt am Tage nach der Verkündung 
dieses Gesetzes außer Kraft. Abweichend 
davon treten § 1 Abs. 4, § 2, § 5, §§ 7 bis 17, 
§ 19, § 20 (mit Ausnahme des Absatzes 4 
Satz 2), § 22 sowie § 28 zum 1. Oktober 
2011 außer Kraft; § 3, § 4, § 18 und § 25 tre-
ten zum 1. August 2011 außer Kraft. 
 
(2) Die Hochschulen können Studiengänge 
nach diesem Gesetz ab dem Wintersemes-
ter 2009/2010 einrichten, sofern Akkreditie-
rungsverfahren vor Aufnahme des Studien-
betriebs abgeschlossen sind. Sie stellen ihr 
Studienangebot spätestens zum und ab dem 
Wintersemester 2011/2012 auf akkreditierte 
Studiengänge nach diesem Gesetz um und 
nehmen keine Studienanfänger in Studien-
gänge auf, die zu einer Ersten Staatsprüfung 
für ein Lehramt führen. Hochschulen im Mo-
dellversuch „Gestufte Studiengänge in der 
Lehrerausbildung“ (VO-B/M) vom 27. März 
2003 (GV. NRW. S. 194), denen eine Um-
stellung auf akkreditierte Studiengänge nach 
diesem Gesetz zum Wintersemester 
2009/2010 nicht möglich ist, nehmen 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3239&vd_back=N325&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3239&vd_back=N325&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11375&vd_back=N224&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11375&vd_back=N224&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2928&vd_back=N194&sg=0&menu=0
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längstens bis zum Sommersemester 2011 
Studierende in Studiengänge nach den Re-
gelungen des Modellversuchs auf. 
 
(3) Hochschulen können über die Zeitpunkte 
nach Absatz 2 hinaus solche Studierende in 
Studiengänge nach dem Lehrerausbildungs-
gesetz vom 2. Juli 2002 aufnehmen, die un-
ter Anrechnung von Leistungen aus einer be-
reits bestandenen Ersten Staatsprüfung ein 
weiteres Lehramt anstreben oder mit redu-
zierten Studienleistungen eine weitere Lehr-
befähigung anstreben (§ 11 und § 22 
des Lehrerausbildungsgesetzes vom 2. Juli 
2002), soweit ein Abschluss der jeweiligen 
staatlichen Prüfung im Rahmen entspre-
chender Staatsexamens-Studiengänge an 
der jeweiligen Hochschule gesichert ist. Ein 
Lehramtserwerb nach § 11 des Lehrerausbil-
dungsgesetzes vom 2. Juli 2002 setzt vo-
raus, dass mindestens eine der dort genann-
ten Ersten und Zweiten Staatsprüfungen 
nach dem 30. September 2003 bestanden o-
der anerkannt wird. 
 
(4) Studierende, die sich am 30. September 
2011 in einer Ausbildung nach den Vorschrif-
ten des Lehrerausbildungsgesetzes vom 2. 
Juli 2002 oder nach der Verordnung zur 
Durchführung des Modellversuchs „Gestufte 
Studiengänge in der Lehrerausbildung“ (VO-
B/M) vom 27. März 2003 (GV. NRW. S. 194) 
befinden, können die Ausbildung nach die-
sen Vorschriften beenden, wenn sie die 
Erste Staatsprüfung oder den Masterab-
schluss im Modellversuch spätestens sechs 
Semester nach dem Zeitpunkt abschließen, 
zu dem die Regelstudienzeiten für entspre-
chende Studiengänge nach altem Recht für 
das jeweilige Lehramt an ihrer Hochschule 
auslaufen. Das Prüfungsamt (§ 8) kann 
diese Frist auf Antrag einer oder eines Stu-
dierenden im Einzelfall im Einvernehmen mit 
der jeweiligen Hochschule verlängern, so-
weit die Verzögerung des Studienabschlus-
ses auf 
 
1.  einer durch ärztliches Attest oder amts-

ärztliches Gutachten nachzuweisenden 
längeren schweren Erkrankung, 

2.  einer Schwerbehinderung, 
3.  einer Schwangerschaft, 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2928&vd_back=N194&sg=0&menu=0
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4.  der Pflege und Erziehung eines eigenen 
Kindes bis zu zehn Jahren, 

5.  der tatsächlichen Verantwortung für ei-
nen anerkannten Pflegefall oder 

6.  der Mitgliedschaft in Organen der 
Selbstverwaltung der Studierenden 
nach § 53 Absatz 5 Satz 1 des Hoch-
schulgesetzes 

 
beruht, und die Regelstudienzeit nicht um 
insgesamt mehr als zehn Semester über-
schritten wird. Für Wiederholungsprüfungen 
nach nicht bestandener Erster Staatsprüfung 
verlängern sich die Fristen nach Satz 1 und 
Satz 2 um zwei Semester; Regelungen des 
Prüfungsrechts begründen keine darüber 
hinaus gehenden Fristen. 
 
(5) Absolventinnen und Absolventen einer 
Ersten Staatsprüfung für ein Lehramt werden 
weiterhin in einen Vorbereitungsdienst für 
das Lehramt ihrer Ersten Staatsprüfung ein-
gestellt. Sie erwerben ihre Lehramtsbefähi-
gungen unabhängig von Dauer und Ausge-
staltung des Vorbereitungsdienstes. 
 
(6) Für Lehramtsanwärterinnen und Lehr-
amtsanwärter mit einer Ersten Staatsprüfung 
wird die Staatsprüfung über den 1. August 
2011 hinaus als „Zweite Staatsprüfung“ be-
zeichnet. 
 
(7) Die besondere Ausbildung an Berufskol-
legs der agrarwirtschaftlichen Fachrichtung 
nach § 25 des Lehrerausbildungsgesetzes 
vom 2. Juli 2002 kann letztmalig bis zum 31. 
Dezember 2009 begonnen werden. Das Zu-
lassungsgesetz für den Vorbereitungsdienst 
des höheren agrarwirtschaftlichen Dienstes 
und des Lehramts für die Sekundarstufe II 
der agrarwirtschaftlichen Fachrichtung im 
Land Nordrhein-Westfalen (ZGVAgr) vom 
31. März 1987 (GV. NRW. S. 138) tritt zum 
1. Januar 2010 außer Kraft. 
 
(8) Für den berufsbegleitenden Vorberei-
tungsdienst gelten bis zum Inkrafttreten einer 
Rechtsverordnung nach § 13 Abs. 3 die Re-
gelungen der Ordnung des berufsbegleiten-
den Vorbereitungsdienstes und der Zweiten 
Staatsprüfung für Lehrämter an Schulen 
(OVP-B) vom 24. Juli 2003 (GV. NRW. S. 
438) mit Ausnahme von deren § 19 Abs. 1. 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3026&vd_back=N438&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3026&vd_back=N438&sg=0&menu=0
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(9) Abweichend von Absatz 1 tritt § 28 Ab-
satz 4 des Gesetzes über die Ausbildung für 
Lehrämter an öffentlichen Schulen (Lehrer-
ausbildungsgesetz – LABG) vom 2. Juli 2002 
(GV. NRW. S. 325), zuletzt geändert durch 
Artikel 16 des Gesetzes vom 21. April 2009 
(GV. NRW. S. 224), erst am 31. Dezember 
2025 außer Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt 
können auch Lehrerinnen und Lehrer mit der 
Befähigung zum Lehramt an Gymnasien und 
Gesamtschulen, Lehramt für die Sekundar-
stufe II oder Lehramt an Berufskollegs die 
Befähigung zum Lehramt an Grund-, Haupt- 
und Realschulen und den entsprechenden 
Jahrgangsstufen der Gesamtschulen erwer-
ben. Dies setzt voraus, dass mindestens 
eine ihrer Lehrbefähigungen einem Ausbil-
dungsfach des angestrebten Lehramts in der 
jeweiligen Schulform entspricht und die zu-
ständige Schulaufsichtsbehörde aufgrund ei-
ner mindestens 6-monatigen hauptberufli-
chen Tätigkeit an einer Schule ohne gymna-
siale Oberstufe oder in der Sekundarstufe I 
der Gesamtschulen feststellt, dass sie über 
die fachlichen Qualifikationen für das ange-
strebte Lehramt verfügen. Die Feststellung 
erfolgt aufgrund einer dienstlichen Beurtei-
lung und eines zusätzlichen einstündigen 
Kolloquiums sowie einer Fortbildung in ei-
nem Fach des didaktischen Grundlagenstu-
diums nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 des Lehreraus-
bildungsgesetzes vom 2. Juli 2002. Lehrerin-
nen und Lehrer nach Satz 2, deren Lehr-
amtsbefähigung eine sonderpädagogische 
Fachrichtung beinhaltet, können bis zu dem 
in Satz 1 genannten Zeitpunkt die Befähi-
gung für das Lehramt für sonderpädagogi-
sche Förderung erwerben, wenn die zustän-
dige Schulaufsichtsbehörde aufgrund einer 
mindestens sechsmonatigen hauptberufli-
chen Tätigkeit an einer Förderschule fest-
stellt, dass sie über die fachlichen Qualifika-
tionen für dieses Lehramt verfügen. Satz 4 
gilt mit der Maßgabe, dass eine Fortbildung 
in einem Fach des didaktischen Grundlagen-
studiums nicht erforderlich ist. 
 
 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3239&vd_back=N325&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11375&vd_back=N224&sg=0&menu=0
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In § 20 Absatz 10 Satz 1 des Lehrerausbil-
dungsgesetzes vom 12. Mai 2009 
(GV. NRW. S. 308), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 250) geändert worden ist, wird 
die Angabe „2023“ durch die Angabe „2025“ 
ersetzt. 
 

(10) Das für Schulen zuständige Ministerium 
kann durch Rechtsverordnung zulassen, 
dass, beginnend im Jahr 2013 bis letztmalig 
beginnend spätestens im Jahr 2023, Lehre-
rinnen und Lehrer mit einer anderen Lehr-
amtsbefähigung die Befähigung für das 
Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 5) durch eine berufsbeglei-
tende Ausbildung in Verantwortung der Zen-
tren für schulpraktische Lehrerausbildung 
und eine Staatsprüfung nach § 7 erwerben. 
Die Ausbildung ist auf eine sonderpädagogi-
sche Fachrichtung begrenzt, kann aber Ele-
mente anderer sonderpädagogischer Fach-
richtungen einbeziehen. Die Ausbildung dau-
ert 18 Monate. In einer Rechtsverordnung 
nach Satz 1 regelt das Ministerium im Ein-
vernehmen mit dem für Inneres zuständigen 
Ministerium und dem für Finanzen zuständi-
gen Ministerium 
 
1.  die Auswahl der sonderpädagogischen 

Fachrichtungen nach Satz 2, 
2.  Zugangs- und Zulassungsvorausset-

zungen für die Ausbildung, die auch Re-
gelungen zu Zuständigkeiten für dienst-
liche Beurteilungen umfassen können, 

3.  die Zahl der Ausbildungsplätze, die den 
oberen Schulaufsichtsbehörden zur Be-
setzung zur Verfügung stehen, 

4.  Organisation und Inhalte der Ausbildung 
und 

5.  das Prüfungsverfahren. 
 
(11) Die Pflicht zum Nachweis eines geson-
derten Eignungspraktikums beim Zugang 
zum Vorbereitungsdienst nach § 9 Absatz 1 
und § 12 Absatz 1 in der Fassung des Ge-
setzes vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) geändert 
worden ist, entfällt. Ein Eignungs-und Orien-
tierungspraktikum nach § 12 Absatz 1 und 
Absatz 2 führen die Hochschulen für Studie-
rende ein, die ihr Bachelorstudium ab dem 
Wintersemester 2016/2017 beginnen. 
 
(12) Soweit Hochschulen, aufgrund von § 12 
Absatz 2 Satz 2 in der Fassung des Geset-
zes vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) geändert 
worden ist, in ihren Ordnungen ein 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11419&vd_back=N308&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13881&vd_back=N272&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11419&vd_back=N308&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13881&vd_back=N272&sg=0&menu=1
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Berufsfeldpraktikum in Schulen als Regelfall 
vorsehen, passen sie ihre Ordnungen bis zur 
nächsten planmäßigen Reakkreditierung der 
entsprechenden Studiengänge nach Inkraft-
treten von § 12 Absatz 2 Satz 4 an die geän-
derten Anforderungen an. 
 
(13) In den Jahren 2020 und 2021 können 
Erste Staatsprüfungen auch außerhalb der 
vom Prüfungsamt gemäß Absatz 4 Satz 2 
und 3 festgelegten Fristen im Einvernehmen 
mit der jeweiligen Hochschule beendet wer-
den, wenn die auf Grund des ruhenden Prü-
fungsbetriebs nicht abgelegten Prüfungen 
unverzüglich nach Wiederaufnahme des 
Prüfungsbetriebs nachgeholt werden. 
 
(14) Die Auswirkungen des § 13 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b, der Zugangs-
möglichkeiten zur berufsbegleitenden Aus-
bildung auch auf der Grundlage eines an ei-
ner Fachhochschule erworbenen Masterab-
schlusses eröffnet, werden im Rahmen der 
Berichterstattung nach § 1 Absatz 3 Satz 1 
im nächsten auf das Jahr 2020 folgenden 
Bericht überprüft. 
 

Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 
 
Die Änderung verlängert in zeitlicher Hinsicht die in diesem Absatz geregelten Ausnahmemög-
lichkeiten eines Lehramtserwerbs. Sie trägt dazu bei, die Unterrichtsversorgung im Bereich 
der sonderpädagogischen Förderung sicherzustellen, die nach den aktuellen Lehrkräftebe-
darfsprognosen über Erhöhungen der Studienanfängerplätze im Lehramt für sonderpädagogi-
sche Förderung hinaus in den kommenden Jahren weiterer Anstrengungen bedarf. Die Ver-
längerung ist auf das Jahr 2025 befristet, in dem die Landesregierung dem Landtag über Qua-
lität und Entwicklungsstand der Lehrerausbildung berichtet (§ 1 Absatz 3 Lehrerausbildungs-
gesetz). Auf der Grundlage dieses Berichts wird über weitere Änderungen dieser und anderer 
Regelungen entschieden werden können. 
 
 


